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Martin Furrer

Nicht Tränengas, aber ein Reiz-
wort liegt nach der illegalen
Demo in Basel zum Internationa-
len Frauentag in der Luft: Gum-
mischrot. Der Einsatz der Polizei
sorgt über die Landesgrenzen
hinaus für Aufsehen. Von der
«Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung» über den «Südkurier» und
den «Stern» bis zur «Welt» pub-
lizierten deutsche Medien eine
Agenturmeldung mit dem Titel:
«Frauentag-Demo in Basel: Poli-
zei setzt Gummigeschosse ein».

Fährt Basel ab sofort eine
Nulltoleranz-Strategie bei un-
bewilligten und nicht aus spon-
tanem Anlass stattfindenden
Kundgebungenmit krawallberei-
ten Manifestanten? Geht sie nun
immer so konsequent vorwie am
Mittwoch, indem sie illegal De-
monstrierende einkesselt und
deren Personalien aufnimmt?

Regierungsrätin Stephanie
Eymann, Vorsteherin des Basler
Justiz- und Sicherheitsdeparte-
ments, erwidert auf die entspre-
chende BaZ-Anfrage: «Meine
Vorgaben an die Kantonspolizei
sind dieselben wie seit meinem
Amtsantritt 2021.» Die Polizei
mahne illegal Demonstrierende
jeweils zuerst und fordere sie
auf, den Demonstrationszug zu
verlassen. «Kommen sie dieser
Aufforderung nicht nach, wer-
den sie kontrolliert und gebüsst
beziehungsweise verzeigt.»

Ob undwie viele Strafverfah-
ren im Nachgang zur Frauende-
mo vomMittwoch eröffnet wor-
den sind, kann Adrian Plachesi,
Kommunikationschef der Kan-
tonspolizei, allerdings noch nicht
sagen: «Das ist momentan Ge-
genstandvonweiterenAbklärun-
gen.» Derweil stellt sich Stepha-
nie Eymann klar hinter ihre
Untergebenen: «Ich danke den

Polizistinnen und Polizisten,
dass sie diesen schwierigen Ein-
satz im Interesse der Gesamt-
bevölkerung bewältigt haben.»

Warnschuss ohne Gummi
DerGummischrot-Einsatzwurde
wie üblich in sozialen Medien
harsch kritisiert. Die Basler SP-
Grossrätin Edibe Gölgeli schrieb
auf Twitter, die Polizei habe aus
einem Gummigeschoss-Karabi-
ner einen Schuss sogar «auf Un-
beteiligte, Journalisten und Zivi-
listen» abgegeben.Die Politikerin

verstieg sich zum Kommentar:
«Das passiert nicht in Teheran,
sondern in Basel!»

Tatsächlich hatte das Online-
portal «Nau» berichtet, ein Uni-
formierter habe sich von der
Demo weggedreht und einen
Schuss in die entgegengesetzte
Richtung abgegeben.Das «Mün-
dungsfeuer» sei «klar ersicht-
lich» gewesen. Die Polizei de-
mentiert: «Berichte,wonach die
Polizei mit Gummischrot auf
einen Journalisten geschossen
haben soll, sind falsch. Es han-

delte sich um einen leerenWarn-
schuss ohne Gummi auf eine
Gruppe, die sich nicht an dieAb-
sperrung und die Anweisungen
der Polizei halten wollte.»

Kann man einen Gummi-
schrot-Karabiner wirklich ohne
Schrot abfeuern? Ja, sagt Kapo-
SprecherPlachesi: «Man lädt kei-
ne Gummigeschosse in denWer-
fer und verschiesst lediglich die
Treibladung. Das ist dasselbe
Prinzip wie bei Platzpatronen.»
Warum anstelle von Gummige-
schossen nicht Tränengas einge-

setzt wurde, will Plachesi nicht
beantworten: «Zu konkreten po-
lizeitaktischen Fragen gebenwir
keine Auskunft.» Er gibt aber zu
bedenken, auch der Einsatz von
Tränengas könne je nach Einkes-
selungssituation «unkontrollier-
bare und eventuell gefährliche
Folgen» haben.

Ruf nach Rücktritt
Der Polizeisprecher hat hingegen
eine Erklärung dafür,warum die
Einsatzkräfte Medienschaffende
vom Geschehen abgedrängt ha-
ben und sich diese deshalb kein
genaues Bild der Geschehnisse
machen konnten: «Die Polizei
muss auch die Persönlichkeits-
rechte der Kontrollierten schüt-
zen.Dafürmüssen Gaffer fernge-
haltenwerden, und auch Journa-
listen können nicht aus nächster
Nähe die Kamera draufhalten.»

Die Basler Polizei musste am
Mittwoch auf Verstärkung aus
den Kantonen Basel-Landschaft
undAargau zurückgreifen.Wird
das bei ähnlichen Ereignissen in
Zukunft ebenfalls der Fall sein –
zumal die Polizei unter Personal-
mangel leidet? Stephanie Ey-
mann sagt, es werde weiterhin
«im Einzelfall» entschieden, ob
Basel-Stadt Unterstützung aus
anderen Kantonen anfordern
wolle – «das ist in der ganzen
Schweiz so».

Am Donnerstag erhoben die
SPBasel-Stadt, Juso, Grüne, Bas-
ta,VPODunddieDemokratischen
Juristinnen und Juristen eine
Rücktrittsforderung gegenüber
Polizeikommandant Martin
Roth. Stephanie Eymann müsse
angesichts des «unprofessionel-
len und unverhältnismässigen
Polizeieinsatzes ihre politische
Verantwortung wahrnehmen».
Aus dem Justiz- und Sicherheits-
departement lautete der Kom-
mentar dazu: No comment.

Stephanie Eymann: «Ich danke
den Polizistinnen und Polizisten»
Einsatzkräfte in der Kritik Die illegale Demo am Tag der Frau artet politisch aus: Die Linke fordert Kommandant
Martin Roth zum Rücktritt auf. Regierungsrätin Stephanie Eymann nimmt Stellung zum Polizeieinsatz.

Wehrhafte Ausstrahlung: Die Basler Polizei fuhr eine harte Linie gegen die Frauen-Demo. Foto: Kostas Maros

Im letzten Jahr löste eine Matu-
rarbeit an der Kantonsschule
Baden eine Debatte aus. Drei
Maturanden hatten mittels
Befragung herausgefunden,
dass ein Drittel der Schülerin-
nen und Schüler den Unterricht
als «eher links» geprägt wahr-
nimmt. Zwei Drittel hatten die
Lehrpersonen zudem als «eher
links» verortet. Der Ball wurde
von der Regierung des Kantons
Aargau aufgenommen. Der
zuständige Bildungsdirektor
gab eine Meinungsumfrage in
Auftrag, um herauszufinden,
ob die politische Neutralität an
Schulen eingehalten wird. Auch
in anderen Kantonen sind
solche Studien ein Thema.

Ich erachte solche Umfragen
für wichtig. Das Prinzip des
politisch-neutralen Unterrichts
sollte im Interesse aller sein –
egal, ob von links oder rechts.

Doch ausgerechnet die SP probt
denWiderstand gegen solche
Untersuchungen. Ein Schelm,
wer Böses dabei denkt …

Auch in Basel wäre eine Befra-
gung richtig. Immerhin gibt es
ausreichend Beispiele dafür,
wie wenig neutral Lehrperso-
nen sind. Ich höre von bürger-
lich gesinnten Schülern und
Studenten oft, dass Lehrperso-
nen persönliche Meinungen in
den Unterricht einbringen oder
gegen einzelne politische
Parteien hetzen. Meistens
betroffen davon ist die bürger-
liche Seite, namentlich die SVP.

Jüngste Ereignisse belegen
dies. So ist für mich nicht
nachvollziehbar, wie der Rektor
des Gymnasiums am Münster-
platz es zulassen konnte, dass
Klimaaktivisten illegal die
Schulaula besetzten. Statt

resolut durchzugreifen, liess
sich Eugen Krieger lächelnd
mit den Klimachaoten ablich-
ten und legitimierte so den
Hausfriedensbruch. Bis heute
schweigt dazu das Erziehungs-
departement (ED), welches den
Rektor für dieses Fehlverhalten
hätte tadeln müssen.

Auch an weiterführenden
Schulen, wie der vom Kanton
üppig mit-alimentierten Fach-
hochschule Nordwestschweiz,
können Ideologen von links
aussen folgenlos wüten und
Studenten umerziehen. Be-
kanntester Aktivist ist der aus
Deutschland stammende
Dozent Axel Schubert. Er leitet
den Fachbereich Nachhaltige
Raumentwicklung. Seine
radikale Haltung zu Klima-
themen lässt sich kaum mit
einem Lehrauftrag vereinbaren.
Regelmässig pöbelt er auf Twit-

ter gegen die SVP oder verlangt
in einem BaZ-Interview, dass
der privateWohnraum pro
Person auf 35 Quadratmeter
beschränkt wird – wobei er
selber, der seit Jahrzehnten als
Staatsangestellter den Lohn
vom Steuerzahler bezieht, auf
65 Quadratmetern wohnt.

Kann ein Dozent, der so auf-
tritt, politisch neutral unter-
richten, oder geht die Hetze
gegen Andersdenkende in den
Vorlesungen weiter? Wie wird
sichergestellt, dass er seine
extremen Gedanken nicht mit
den Studenten teilt? Auch
hierzu schweigt das ED.

Gleiches gilt auch an der Uni-
versität Basel, welche leider
immerweiter nach links abdrif-
tet und jetzt gar, dem linken
Woke verpflichtet, «All-Gender-
WC» einführt. Auch dort ist

bekannt, dass an Vorlesungen
Dozenten regelmässig gegen
Positionen der SVP poltern und
ihre Verachtung gegen bürger-
liches Gedankengut zum Aus-
druck bringen.

So ist der der SP nahestehende
Staatsrechtsprofessor Markus
Schefer bekannt dafür, dass er
im Unterricht gegen die SVP
schimpft. Auch Franziska
Schutzbach, die einmal
verlangt hat, dass Taxi- oder
Fluggesellschaften keine SVPler
mehr transportieren sollen,
und so faktisch die Apartheid
einführen wollte, kann dort
weiterdozieren. Die Rektorin
nahm die Antidemokratin
stets in Schutz.

Um mich nicht falsch zu
verstehen: Lehrpersonen
dürfen eine politische Meinung
haben. Heikel wird es, wenn

diese Meinung im Unterricht
zum Vorschein kommt und die
Neutralität nicht mehr gewahrt
ist. Unsere Schüler dürfen nicht
indoktriniert werden. Deshalb
scheint eine Umfrage, wie der
Aargau sie nun mutig in die
Wege geleitet hat, auch für
Basel-Stadt richtig zu sein. Ich
bin gespannt, ob Regierungsrat
Cramer, dem politische Aus-
gewogenheit und Korrektheit
wichtig sind, den Mut hat, sich
des Problems anzunehmen.
Ist die Neutralität heute schon
gewährleistet, hat er nichts zu
verlieren. Gesinnungstüchtig-
keit darf nicht wichtiger als
Rechtstreue sein.

Wie politisch neutral sind Basler Schulen?
Es ist heikel, wenn die politische Meinung der Lehrpersonen im Unterricht zum Vorschein kommt.

Joël Thüring
Grossrat SVP Basel-
Stadt und BaZ-Kolumnist

Thüring direkt

Basel Die BaZ gratuliert Sabine
und Djelloul Bouliche-Hege zu
ihrem 50. Hochzeitstag und
wünscht ihnen alles Gute für
die gemeinsame Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Richtiger Zeitpunkt für
Umsiedlung der Rehe?
Basel Der Kanton Basel-Stadt
und die Fondation Franz Weber
sind seit Februar daran, die Rehe
einzufangen und umzusiedeln,
die auf dem Friedhof Hörnli le-
ben. AmMittwoch fand die drit-
te Umsiedlungsaktion statt. SVP-
Grossrätin Jenny Schweizer kri-
tisiert in einem Vorstoss den
Zeitpunkt: Es ist Schonzeit. Spe-
ziell für trächtige Rehgeissen be-
deute dies Stress. Die Fondation
FranzWeber entgegnete gestern
Abend in einer Mitteilung mit
Verweis auf einen Reh-Experten,
dass der Zeitpunkt für Fang und
Transport «richtig und sorgfältig
gewählt» sei. (jam)

Betrunkener Fahrer
steuert an Tunnelwand
Birsfelden Am Mittwochabend
kam es auf derAutobahnA18 bei
derAusfahrt Birsfelden zu einem
Selbstunfall. Ein 57-Jähriger habe
die Kontrolle über seinAuto ver-
loren, teilt die Baselbieter Poli-
zeimit. Er sei rechtsmit derTun-
nelwand und dann links mit der
Leitplanke kollidiert. Der Ab-
schleppdienst musste ran. Die
Polizei schritt zum Alkoholtest,
der laut Mitteilung 1,38 Promille
ergab.DerVerunfalltewurde da-
raufhin verzeigt. (bor)

Landrat tagt ab April
in Provisorium
Liestal Das Baselbieter Kantons-
parlament zieht wegen der Sa-
nierungdesRegierungsgebäudes
in Liestal in ein Provisorium.Ab
11. April hat der Landrat seine
Adresse im ehemaligen Lehre-
rinnen und -Lehrerseminar an
der Kasernenstrasse 31, teilt die
Bau-undUmweltschutzdirektion
mit. Dort tagt der Landrat erst-
mals am 27. April. Die Bauarbei-
ten dauern rund ein Jahr. (SDA)
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